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Integration behinderter Menschen in Karlsruhe  

 

 

1. Die Stadtverwaltung wird aufgefordert, gemeinsam mit dem Behindertenbeirat zu 

überlegen, welche Schritte notwendig sind, um die UN-Konvention zur Integration 

behinderter Menschen in Karlsruhe zu verankern und umzusetzen. 

2. Hierzu erarbeitet die Verwaltung ein Konzept, das dem Gemeinderat vorgestellt 

wird. 

 

 

Die UN-Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinderung wurde am 

26.03.2009 für die Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich verbindlich. 

 

Umsetzungs- und Handlungsbedarf gibt es in vielen Bereichen, angefangen bei der 

Bildungspolitik über die Gesundheits- und Sozialpolitik bis hin zur Verkehrs- und 

Kulturpolitik. 

Im Vordergrund steht dabei die Gestaltung der Lebenswelten von Menschen mit und 

ohne Behinderung. Angefangen beim Besuch gemeinsamer Kindertagesstätten und 

Schulen über gemeinsame Ausbildung und Arbeit bis hin zu Wohnen und Leben im 

Alter. 

 

Die Bundesrepublik Deutschland wurde aufgefordert, jährlich einen Bericht 

vorzulegen, mit welchen Schritten in Bund und Ländern diese UN-Konvention 

umgesetzt wird. 

Sachverhalt/Begründung: 
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Das Land Rheinland-Pfalz hat bereits ein Umsetzungskonzept erarbeitet. 

Die Stadt Karlsruhe hat bisher lediglich in Teilbereichen gemeinsam mit dem 

Behindertenbeirat einige Erfolge - wie beispielsweise beim barrierefreien Ausbau im 

öffentlichen Raum - erzielen können. 

 

Es stellt sich nun die Frage, welche weiteren Schritte in unserer Kommune 

unternommen werden müssen, um die Bevölkerung für die gleichberechtigte 

Teilhabe behinderter Menschen stärker zu sensibilisieren. Zudem muss geprüft 

werden, welche konkreten Schritte in welchen Zeiträumen nach und nach umgesetzt 

werden können. 

 

Dieses zukunftsweisende und gemeinsam mit dem Behindertenbeirat abgestimmte 

Konzept wird dem Gemeinderat nach Beratung in allen betroffenen Ausschüssen 

vorgestellt und ein daraus resultierender Stufenplan verabschiedet. 
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